Deutscher Bundestag 

15. Wahlperiode 


Drucksache 15/3178 


21 . 05 . 2004 


Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes 

zu dem Abkommen vom 29. Januar 2003 

zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 

und dem Schweizerischen Bundesrat 

über Bau und Erhaltung einer Autobahnbrücke über den Rhein 
zwischen Rheinfelden (Baden-Württemberg) und Rheinfelden (Aargau) 


A. Problem und Ziel 

Es bestand seit langem von deutscher und schweizer Seite der 
Wunsch, eine Grenzbrücke über den Rhein auf deutschem und 
schweizerischem Hoheitsgebiet als Verbindung des Zubringers zur 
deutschen Autobahn A 861 und der schweizerischen Nationalstra- 
ße N 3 zu errichten. Darüber hinaus verbessert die Errichtung der 
Autobahnbrücke die Verkehrssituation in Rheinfelden erheblich, denn 
der überregionale Verkehr muss künftig nicht mehr durch die Städte 
Rheinfelden (D) und Rheinfelden (CH) fahren, sondern wird über die 
- außerörtliche - Autobahnbrücke fahren können. Auf deutscher Seite 
wird - zusammen mit der Bundesautobahn 98 - dadurch zugleich ein 
weiterer Schritt hin zu einer durchgängigen Hochrheinautobahn 
geschaffen, durch die der Wirtschaftsraum zwischen dem Bodensee 
und Basel aus dem Verkehrsschatten heraustreten wird. 

Diesem Ziel dient das am 29. Januar 2003 Unterzeichnete Abkommen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft über Bau und Erhaltung einer Autobahnbrücke 
über den Rhein zwischen Rheinfelden (Baden-Württemberg) und 
Rheinfelden (Aargau). 

B. Lösung 

Durch das Vertragsgesetz sollen die verfassungsrechtlichen Voraus- 
setzungen nach Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes für die 
Ratifikation des deutsch-schweizerischen Abkommens geschaffen 
werden. 
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C. Alternativen 

Keine 

D. Finanzielle Auswirkungen 

1 . Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 
Keine 

2. Vollzugsaufwand 

Jede Vertragspartei trägt die Hälfte der Kosten für den Bau der Brü- 
cke. Auf die Bundesrepublik Deutschland als Straßenbaulastträger 
kommen Kosten in Höhe von ca. 4 Mio. Euro zu. 

E. Sonstige Kosten 

Auswirkungen für die sozialen Sicherungssysteme und Auswirkungen 
auf Einzelpreise und auf das Preisniveau, insbesondere das Verbrau- 
cherpreisniveau, sind nicht zu erwarten. Für die Wirtschaft, insbeson- 
dere kleine und mittlere Unternehmen, entstehen keine Kosten. 
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Bundesrepublik Deutschland 
DER Bundeskanzler 


Berlin, den 


ß 


Mai 2004 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Wolfgang Thierse 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 29. Januar 2003 zwischen der 
Regierung der Bundesrepublik Deutschland und dem Schweizerischen 
Bundesrat über Bau und Erhaltung einer Autobahnbrücke über den Rhein 
zwischen Rheinfelden (Baden-Württemberg) und Rheinfelden (Aargau) 

mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 


Federführend ist das Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen. 


Der Bundesrat hat in seiner 799. Sitzung am 13. Mai 2004 gemäß Artikel 76 Absatz 2 
des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf keine Einwendungen zu 
erheben. 

Mit freundlichen Grüßen 
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Entwurf 

Gesetz 

zu dem Abkommen vom 29. Januar 2003 
zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und dem Schweizerischen Bundesrat 
über Bau und Erhaltung einer Autobahnbrücke über den Rhein 
zwischen Rheinfelden (Baden-Württemberg) und Rheinfelden (Aargau) 


Vom 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen: 


Artikel 1 

Dem in Bern am 29. Januar 2003 Unterzeichneten Abkommen zwischen der 
Regierung der Bundesrepublik Deutschland und dem Schweizerischen Bun- 
desrat über Bau und Erhaltung einer Autobahnbrücke über den Rhein zwischen 
Rheinfelden (Baden-Württemberg) und Rheinfelden (Aargau) wird zugestimmt. 
Das Abkommen und der Notenwechsel vom gleichen Tage werden nach- 
stehend veröffentlicht. 


Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem Artikel 16 Abs. 1 in Kraft 
tritt, ist im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben. 
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Begründung zum Vertragsgesetz 

I. Allgemeiner Teil 

Durch dieses Gesetz werden die Regelungen des am 29. Januar 2003 Unter- 
zeichneten Abkommens zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutsch- 
land und dem Schweizerischen Bundesrat über Bau und Erhaltung einer Auto- 
bahnbrücke über den Rhein zwischen Rheinfelden (Baden-Württemberg) und 
Rheinfelden (Aargau) in nationales Recht umgesetzt. 


II. Besonderer Teil 
Zu Artikel 1 

Auf das Abkommen findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes An- 
wendung, da sich das Abkommen auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung 
bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 105 Abs. 3 in Verbindung mit 
Artikel 1 06 Abs. 3 des Grundgesetzes erforderlich, weil das Abkommen Steuern 
berührt, deren Aufkommen den Ländern oder Gemeinden ganz oder zum Teil 
zufließt. 

Zu Artikel 2 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 
Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Abkommen nach seinem Artikel 16 
Abs. 1 in Kraft tritt, im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben. 

Schlussbemerkungen 

Durch das Abkommen werden dem zuständigen Straßenbaulastträger, der 
Bundesrepublik Deutschland, die für (Bundesfern-)Straßen üblichen Bau- und 
Erhaltungskosten auferlegt. Das Abkommen hat insoweit Auswirkungen auf den 
Haushalt des Bundes, da die Bundesrepublik Deutschland die Hälfte der Kosten 
für den Bau der Brücke und deren Erhaltung trägt. Das Abkommen hat keine 
Auswirkungen auf die Haushalte der Länder und Kommunen. 

Kosten entstehen durch das Gesetz weder bei Wirtschaftsunternehmen, ins- 
besondere nicht bei mittelständischen Unternehmen, noch bei sozialen Siche- 
rungssystemen. 

Vor diesem Hintergrund sind Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preis- 
niveau, insbesondere das Verbraucherpreisniveau, nicht zu erwarten. 
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Abkommen 

zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und dem Schweizerischen Bundesrat 
über Bau und Erhaltung einer Autobahnbrücke über den Rhein 
zwischen Rheinfelden (Baden-Württemberg) und Rheinfelden (Aargau) 


Die Regierung der Bundesrepubiik Deutschland 
und 

der Schweizerische Bundesrat - 

von dem Wunsch geleitet, die Straßenverbindungen zwischen 
beiden Staaten zu verbessern und den Durchgangsverkehr 
durch ihr Hoheitsgebiet zu erleichtern - 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

Gegenstand des Abkommens 

(1) Zwischen Rheinfelden (Baden-Württemberg) und Rhein- 
felden (Aargau) wird bei Strom-km 151 ,71 eine Autobahnbrücke, 
im Folgenden „Brücke“ genannt, über den Rhein auf deutschem 
und schweizerischem Hoheitsgebiet als Verbindung des Zubrin- 
gers zur deutschen Bundesautobahn A 861 und der schweizeri- 
schen Nationalstraße N 3 gebaut. 

(2) Die Brücke wird nach Möglichkeit im Jahre 2005 fertig 
gestellt. 

(3) Die Vertragsparteien werden nach Möglichkeit zum Zeit- 
punkt der Verkehrsfreigabe der Brücke die auf ihrem Hoheits- 
gebiet liegende Verbindung zur Bundesautobahn A 98 und zur 
Nationalstraße N 3 erstellt haben. 

(4) Hinsichtlich der weiteren verkehrlichen Nutzung der 
bestehenden Rheinbrücke in der Altstadt Rheinfelden wird auf 
die Vereinbarung vom 24. Juni 1999 zwischen der Stadt Rhein- 
felden/Baden, der Stadt Rheinfelden/Aargau, dem Regierungs- 
rat des Kantons Aargau, dem Gewerbe Rheinfelden (Baden und 
Aargau) und dem VCS SchweizA/CS Aargau über die für den 
Bau des Zubringers A (N) 3 - A 98 (Rheinbrücke) nötige Schlie- 
ßung der alten Rheinbrücke für den motorisierten Individual- 
verkehr zwischen den beiden Städten Rheinfelden (Baden und 
Aargau) hingewiesen. 

Artikel 2 

Beschreibung der Brücke 

(1) Für die Brücke gelten folgende Festlegungen: 

a) Die Brücke besteht aus drei Brückenfeldern mit einer 
Gesamtlänge von 21 1 m. 

b) Das mittlere Brückenfeld mit einer schrägen Länge von min- 
destens 101 m gestattet ein schiffbares Lichtraumprofil von 
90 m Breite in der Stromachse und von 7,50 m über dem 
höchsten schiffbaren Wasserstand. 

c) Die Brücke trägt zwei voneinander getrennte Überbauten mit 
jeweils einer Richtungsfahrbahn in einer Breite von 8,0 m; die 
Gesamtbreite beträgt 22,63 m. Das Widerlager auf schwei- 
zerischem Hoheitsgebiet enthält eine Gehwegunterführung. 

d) Entlang der Ostseite der Brücke kann ein Geh- und Radweg 
mit 2,50 m Breite, der Teil der Brücke und in deren Gesamt- 
breite von 22,63 m enthalten ist, errichtet werden. 

e) Die Brücke liegt bei Bau-km 0 -r 000 (Überbaumitte) und 
reicht bis einschließlich südlichem Widerlager auf schweize- 
rischem Hoheitsgebiet und nördlichem Widerlager auf deut- 
schem Hoheitsgebiet. 


(2) Bei der Bauausführung notwendig werdende Abweichun- 
gen von den Festlegungen nach Absatz 1 erfolgen einvernehm- 
lich zwischen den zuständigen Behörden der beiden Vertrags- 
parteien. 

Atlikel 3 
Bauausführung 

(1) Der Bau der Brücke ist eine gemeinsame Aufgabe der Ver- 
tragsparteien. 

(2) Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland (bauaus- 
führende Vertragspartei) übernimmt die Bauausführung. Zur 
Bauausführung gehören Planung, Ausschreibung, Auftragsver- 
gabe, Prüfung der Ausführungsunterlagen, Baugrunduntersu- 
chungen, Bauüberwachung, Baudokumentation, Prüfung der 
Abrechnung der vertraglichen Leistungen und Entwurf der Kos- 
tenteilung nach Maßgabe dieses Abkommens. Die zuständige 
Behörde der bauausführenden Vertragspartei setzt sich für die 
Durchführung der in Satz 2 genannten Tätigkeiten rechtzeitig mit 
der zuständigen Behörde der anderen Vertragspartei ins Beneh- 
men; die erforderlichen Entscheidungen werden einvernehmlich 
im Sinne der Bestimmung des Absatzes 1 getroffen. 

(3) Zum Bau der Brücke gehören auch die Arbeiten an den 
Gründungen, Pfeilern und Widerlagern einschließlich der im 
Flussbett erforderlich werdenden Arbeiten. 

(4) Die Brücke wird nach den in der Bundesrepublik Deutsch- 
land geltenden bautechnischen Normen und Vorschriften des 
Bauwesens geplant, ausgeführt und abgenommen, ünter Be- 
achtung des Vorbehalts und Vorrangs des Gesetzes kann für 
einzelne Bauteile die Anwendung von in der Schweiz geltenden 
bautechnischen Normen und Vorschriften durch die zuständi- 
gen Behörden der Vertragsparteien vereinbart werden. 

(5) Die Brücke wird nach dem Recht der Europäischen Ge- 
meinschaften ausgeschrieben. Für Waren und Dienstleistungen 
schweizerischen ürsprungs sowie für Anbieter mit Sitz oder Nie- 
derlassung in der Schweiz gilt dabei der Grundsatz der Nichtdis- 
kriminierung und der Inländergleichbehandlung. Dies gilt auch 
für die zur Verfügung stehenden Rechtsmittel. 

(6) Die bauausführende Vertragspartei vereinbart mit den Auf- 
tragnehmern auch zugunsten der anderen Vertragspartei eine 
Gewährleistungsfrist von mindestens fünf Jahren; die Gewähr- 
leistungsfrist beginnt mit der erfolgten Abnahme der Brücke. 

(7) Die Anbindung der Brücke an die Straße sowie die Ein- 
schüttung der Widerlager einschließlich der Anlage von Bö- 
schungen obliegt jeder Vertragspartei auf ihrem Hoheitsgebiet. 

Artikel 4 

Baurecht und Grunderwerb 

(1) Jede Vertragspartei sorgt dafür, dass die nach ihren 
Rechtsvorschriften zum Bau der Brücke erforderlichen Geneh- 
migungen und Erlaubnisse rechtzeitig vorliegen. 

(2) Jede Vertragspartei sorgt auf eigene Kosten dafür, dass 
auf ihrem Hoheitsgebiet die für den Bau der Brücke dauernd 
oder zeitweilig erforderlichen Grundstücke rechtzeitig zur Verfü- 
gung stehen. 
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(3) Die Vermessung und die Vermarkung der benötigten 
Grundstücke führt jede Vertragspartei auf eigene Kosten auf 
ihrem Hoheitsgebiet durch. 

Artikel 5 

Abnahme 

(1) Nach Abschluss der Bauarbeiten wird die Brücke von den 
zuständigen Behörden der Vertragsparteien in Anwesenheit der 
Auftragnehmer abgenommen. Die Abnahme der Brücke wird in 
einem gemeinsamen Protokoll festgehalten. 

(2) Die bauausführende Vertragspartei übergibt der anderen 
Vertragspartei rechtzeitig vor der Abnahme kostenfrei eine Aus- 
fertigung der Ausführungspläne und der statistischen Berech- 
nungen. 

(3) Die bauausführende Vertragspartei überwacht die Ge- 
währleistungsfristen für die Brücke und macht Gewährleistungs- 
ansprüche auch im Namen der anderen Vertragspartei geltend. 

Artikel 6 
Kosten 

(1) Jede Vertragspartei trägt die Hälfte der Kosten für den 
Bau der Brücke. 

(2) Bel der Aufteilung der Kosten Ist die deutsche Umsatz- 
steuer, die In den Kosten enthalten Ist, nicht zu berücksichtigen. 
Diese wird allein von der Bundesrepublik Deutschland getragen. 

(3) Der Schweizerische Bundesrat erstattet der Regierung 
der Bundesrepublik Deutschland die gemäß Artikel 3 Absatz 2 
entstehenden Verwaltungskosten In Höhe von zehn vom Hun- 
dert der nach Absatz 1 auf Ihn entfallenden Kosten ohne deut- 
sche Umsatzsteuer. 

(4) Die für den Bau und die Erhaltung des Geh- und Rad- 
weges anfallenden Mehrkosten tragen die beiden Städte Rheln- 
felden (Baden-Württemberg) und Rhelnfelden (Aargau). Die Ein- 
zelheiten werden In einer Vereinbarung zwischen den zuständi- 
gen Behörden der Vertragsparteien und den beiden betroffenen 
Städten geregelt. 

Artikel 7 

Erstattungsleistungen 

(1) Der Schweizerische Bundesrat erstattet der Regierung 
der Bundesrepublik Deutschland den von ihm zu tragenden 
Anteil der Abschlagszahlungen, die entsprechend dem Baufort- 
schritt an die Auftragnehmer geleistet werden. 

(2) Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland wird dem 
Schweizerischen Bundesrat zwei Monate im Voraus den ge- 
schätzten Finanzbedarf für die Abschlagszahlungen mitteilen. 

(3) Der Schweizerische Bundesrat erstattet den Rest seines 
Kostenanteils nach Schlussabnahme und Vorlage der Schluss- 
abrechnung. 

(4) Alle Zahlungen erfolgen in schweizerischer Währung zum 
Kurs der Schweizerischen Nationalbank am Fälligkeitstermin. 

(5) Bei Meinungsverschiedenheiten dürfen die unstreitigen 
Beträge nicht zurückbehalten werden. 

(6) Der Schweizerische Bundesrat erhält kostenlos Zweit- 
stücke der Bauverträge, Bestellurkunden und geprüften Abrech- 
nungsunterlagen. 

Artikel 8 

Erhaltung 

(1) Die bauausführende Vertragspartei übernimmt die Erhal- 
tung der Brücke. 

(2) Die Erhaltung umfasst Unterhaltung, Instandsetzung und 
Erneuerung. Hierzu gehörig gelten ferner der Winterdienst und 
die Reinigung. 


(3) Im Abstand von jeweils sechs Jahren haben die zuständi- 
gen Behörden der Vertragsparteien im Beisein von Vertretern 
der zuständigen Grenzbehörden an der Brücke und den zuge- 
hörigen Anlagen gemeinsame Zustandskontrolien durchzufüh- 
ren. Aus besonderem Anlass, zum Beispiel bei außergewöhnli- 
chem Hochwasser, Eisgang, Schiffsstoß oder ähnlichen Unfäl- 
len, muss eine gemeinsame Zustandskontrolle durchgeführt 
werden. Die gemeinsamen Zustandskontrollen werden von der 
erhaltungspflichtigen Vertragspartei veranlasst; sie lässt eine 
Niederschrift anfertigen. 

(4) Die Arbeiten nach den Absätzen 2 und 3 werden im Ein- 
vernehmen zwischen den zuständigen Behörden der Vertrags- 
parteien durchgeführt. 

(5) Die Kosten für die Erhaltung werden in entsprechender 
Anwendung von Artikel 6 hälftig geteilt und jährlich abgerechnet. 
Die Einzelheiten der Abrechnung regeln die zuständigen Be- 
hörden der Vertragsparteien; anstatt der jährlichen Abrechnung 
kann auch ein anderer Abrechnungsmodus vereinbart werden. 

(6) Die für die Erhaltung und damit für die Verkehrssicherungs- 
pflicht im gesamten Brückenbereich verantwortliche Behörde 
stellt die betroffene Behörde der anderen Vertragspartei von 
Ansprüchen Dritter frei. 

Artikel 9 

Arbeitsgenehmigung und Rücknahmepflicht 

(1) Die am Bau und an der Erhaltung der Brücke beteiligten 
Personen bedürfen im Rahmen des Abkommens vom 21 . Juni 
1999 zwischen der Europäischen Gemeinschaft und ihren Mit- 
gliedstaaten einerseits und der Schweizerischen Eidgenossen- 
schaft andererseits über die Freizügigkeit keiner Arbeitsmarkt- 
zulassung der anderen Vertragspartei. Diese Klausel soll auf 
Gegenseitigkeit auch für zukünftige Grenzbrückenbauten im 
Sinne des begleitenden Briefwechsels vom 9. Juni 1978 zum 
Vertrag vom 9. Juni 1 978 zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Schweizerischen Eidgenossenschaft über den 
Autobahnzusammenschluss im Raum Basel und Weil am Rhein 
gelten. 

(2) Die Vertragsparteien verpflichten sich, Personen, die auf 
Grund dieses Abkommens das Hoheitsgebiet der anderen Ver- 
tragspartei betreten haben und die 

a) die Bestimmungen dieses Abkommens verletzt haben oder 

b) sich dort rechtswidrig aufhalten, 

jederzeit nach den zwischen ihnen getroffenen Vereinbarungen 
formlos zurückzunehmen. 

(3) Einzelfragen zur Aufrechterhaltung der Sicherheit und 
Ordnung im Baustelienbereich der Brücke werden von den ört- 
lich zuständigen Grenz- und Polizeibehörden einvernehmlich 
geregelt. 

(4) Die Bestimmungen dieses Artikels gelten solange und 
soweit keine gesonderten vertraglichen Regelungen zwischen 
den Vertragsparteien über das Überschreiten der Grenze und 
die Rückübernahme von Personen in Kraft sind. 

Artikel 10 

Steuerliche und zollrechtliche Bestimmungen 

(1) Auf die Lieferungen von Gegenständen und die sonstigen 
Leistungen, die im Zusammenhang mit dem Bau und der Erhal- 
tung der Brücke bewirkt werden, ist das deutsche Umsatz- 
steuerrecht anzuwenden; für diese Umsätze wird keine schwei- 
zerische Mehrwertsteuer erhoben. 

(2) Waren, die zum Bau und zur Erhaltung der Brücke und der 
dazugehörigen Grenzabfertigungsanlagen im Rahmen dieses 
Abkommens verwendet werden, sind nach Maßgabe des Brief- 
wechsels vom 9. Juni 1978 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Schweizerischen Eidgenossenschaft über 
Befreiungen und Erleichterungen bezüglich Eingangsabgaben 
beim Bau, bei der Unterhaltung, bei der Änderung und beim 
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Betrieb anderer Grenzübergänge und Grenzbrücken zum Ver- 
trag vom 9. Juni 1978 zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Schweizerischen Eidgenossenschaft über den 
Autobahnzusammenschluss im Raum Basel und Weil am Rhein 
von Einfuhrabgaben befreit. 

(3) Die zuständigen Steuer- und Zollbehörden beider Ver- 
tragsparteien verständigen sich und leisten einander jede not- 
wendige Information und Unterstützung bei der Anwendung 
ihrer Rechts- und Verwaltungsvorschriften im Rahmen der Be- 
stimmungen der Absätze 1 und 2. Vertreter dieser Behörden 
sind berechtigt, sich auf der Baustelle und auf der Brücke aufzu- 
halten und dort die Maßnahmen im Rahmen der Bestimmungen 
der Absätze 1 und 2 zu treffen, die in ihren Rechts- und Verwal- 
tungsvorschriften vorgesehen sind. 

(4) Von den Bestimmungen dieses Abkommens unberührt 
bleibt das Abkommen vom 1 1 . August 1971 zwischen der Bun- 
desrepublik Deutschland und der Schweizerischen Eidgenos- 
senschaft zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem 
Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen, zu- 
letzt geändert durch Protokoll vom 21. Dezember 1992, oder 
eine an dessen Stelle tretende Regelung. 

Artikel 1 1 

Grenzabfertigungsanlagen 

Für die Grenzabfertigung werden nebeneinander liegende 
Grenzabfertigungsstellen auf der Grundlage des Abkommens 
vom 1. Juni 1961 zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Schweizerischen Eidgenossenschaft über die Errich- 
tung nebeneinander liegender Grenzabfertigungsstellen und die 
Grenzabfertigung in Verkehrsmitteln während der Fahrt errichtet. 

Artikel 12 

Übermittlung personenbezogener Daten 

Soweit auf Grund dieses Abkommens personenbezogene 
Daten übermittelt werden, gelten die Bestimmungen des An- 
hangs, der Bestandteil des Abkommens ist. 

Artikel 13 

Gemischte Kommission 

(1) Die Vertragsparteien bilden eine Gemischte deutsch- 
schweizerische Kommission mit der Aufgabe, 

a) Fragen zu erörtern, die sich im Zusammenhang mit der 
Durchführung dieses Abkommens und der technischen Ver- 
einbarungen auf Grund dieses Abkommens ergeben; 

b) den beiden Regierungen Empfehlungen, auch über etwaige 
Abänderungen dieses Abkommens und der technischen 
Vereinbarungen zu unterbreiten; 

c) zur Beseitigung von Schwierigkeiten den zuständigen Be- 
hörden geignete Maßnahmen zu empfehlen. 

(2) Die Kommission setzt sich aus fünf deutschen und fünf 
schweizerischen Mitgliedern zusammen, die sich von Sach- 
verständigen begleiten lassen können. Jede Vertragspartei be- 
zeichnet ein Mitglied ihrer Delegation als deren Leiter. Jeder 


Deiegationsleiter kann durch ein an den Leiter der anderen 
Delegation gerichtetes Begehren die Kommission einberufen, 
die spätestens zwei Monate nach Eingang des Begehrens 
zusammenzutreten hat. 

Artikel 14 

Beilegung von Meinungsverschiedenheiten 

Meinungsverschiedenheiten über die Auslegung oder Anwen- 
dung dieses Abkommens sollen durch die zuständigen Behör- 
den der Vertragsparteien beigelegt werden. Jede Vertragspartei 
kann zu diesem Zweck die in Artikel 1 3 dieses Abkommens vor- 
gesehene Gemischte Kommission um Stellungnahme bitten. 
Falls keine Einigung zustande kommt, kann der diplomatische 
Weg genutzt werden. 

Artikel 15 

Geltungsdauer und Abkommensänderungen 

(1) Dieses Abkommen wird auf unbestimmte Zeit geschlos- 
sen. Es kann nur im gegenseitigen Einvernehmen zwischen den 
Vertragsparteien geändert, ergänzt oder aufgehoben werden. 

(2) Ergeben sich bei der Durchführung des Abkommens 
erhebliche Schwierigkeiten oder ändern sich die bei seinem 
Abschluss bestehenden Verhältnisse wesentlich, so werden die 
Vertragsparteien auf Verlangen einer Vertragspartei über eine 
Änderung des Abkommens oder seine Aufhebung und Neu- 
regelung verhandeln. 

Artikel 16 
Inkrafttreten 

(1) Dieses Abkommen tritt einen Monat nach dem Tag in 
Kraft, an dem die Vertragsparteien einander notifiziert haben, 
dass die innerstaatlichen Voraussetzungen für das Inkrafttreten 
erfüllt sind. Maßgebend ist der Tag des Eingangs der letzten 
Notifikation. 

(2) Zum Zwecke einer frühestmöglichen Verkehrsfreigabe der 
Brücke werden die Bestimmungen dieses Abkommens bereits 
ab dem Datum seiner Unterzeichnung nach Maßgabe des jewei- 
ligen innerstaatlichen Rechts der Vertragsparteien vorläufig 
angewendet. 

Artikel 17 

Registrierungsklausel 

Die Registrierung dieses Abkommens beim Sekretariat der 
Vereinten Nationen nach Artikel 102 der Charta der Vereinten 
Nationen wird unverzüglich nach seinem Inkrafttreten von der 
deutschen Seite veranlasst. Die andere Vertragspartei wird unter 
Angabe der VN-Registrierungsnummer von der erfolgten Regis- 
trierung unterrichtet, sobald diese vom Sekretariat der Vereinten 
Nationen bestätigt worden ist. 

Geschehen zu Bern am 29. Januar 2003 in zwei Urschriften in 
deutscher Sprache. 


Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
Reinhard Flilger 


Für den Schweizerischen Bundesrat 
Michaud 
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Anhang 

zu dem Abkommen 

zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und dem Schweizerischen Bundesrat 
über Bau und Erhaltung einer Autobahnbrücke über den Rhein 
zwischen Rheinfelden (Baden-Württemberg) und Rheinfelden (Aargau) 


Unter Beachtung des nationalen Rechts jeder Vertragspartei 
erfolgen Übermittlung und Verwendung von personen bezogenen 
Daten, im Weiteren Daten genannt, im Rahmen dieses Abkom- 
mens nach Maßgabe folgender Bestimmungen: 

1 . Die empfangende Stelle unterrichtet die übermittelnde Stelle 
der anderen Vertragspartei auf Ersuchen über die Verwen- 
dung der übermittelten Daten und über die dadurch erzielten 
Ergebnisse. 

2. Die Verwendung der Daten durch den Empfänger ist nur zu 
den in diesem Abkommen bezeichneten Zwecken und zu 
den durch die übermittelnde Stelle vorgegebenen Bedingun- 
gen zulässig. Die Verwendung ist darüber hinaus zulässig zur 
Verhütung und Verfolgung von Straftaten von erheblicher 
Bedeutung sowie zum Zwecke der Abwehr von erheblichen 
Gefahren für die öffentliche Sicherheit. 

3. Die übermittelnde Stelle ist verpflichtet, auf die Richtigkeit 
der zu übermittelnden Daten sowie auf die Erforderlichkeit 
und Verhältnismäßigkeit in Bezug auf den mit der Übermitt- 
lung verfolgten Zweck zu achten. Dabei sind die nach dem 
jeweiligen innerstaatlichen Recht geltenden Übermittlungs- 
verbote zu beachten. Die Übermittlung der Daten unter- 
bleibt, wenn die übermittelnde Stelle Grund zur Annahme 
hat, dass dadurch gegen den Zweck eines innerstaatlichen 
Gesetzes verstoßen würde oder schutzwürdige Interessen 
der betroffenen Personen beeinträchtigt würden. Erweist sich, 
dass unrichtige Daten oder Daten, die nicht übermittelt wer- 


den durften, übermittelt worden sind, so ist dies dem Emp- 
fänger unverzüglich mitzuteilen. Er ist verpflichtet, die Be- 
richtigung oder Vernichtung vorzunehmen. 

4. Dem Betroffenen ist auf Antrag über die zu seiner Person 
vorhandenen Daten sowie über ihren vorgesehenen Verwen- 
dungszweck Auskunft zu erteilen. Die Erteilung einer solchen 
Auskunft kann verweigert werden, wenn das Interesse des 
Staates, die Auskunft nicht zu erteilen, das Interesse des 
Antragstellers überwiegt. Im Übrigen richtet sich das Recht 
des Betroffenen auf Auskunftserteilung nach dem inner- 
staatlichen Recht der Vertragspartei, in deren Hoheitsgebiet 
die Auskunft beantragt wird. 

5. Die übermittelnde Stelle weist bei der Übermittlung der 
Daten auf die nach ihrem nationalen Recht vorgesehenen 
Fristen für die Aufbewahrung dieser Daten hin, nach deren 
Ablauf sie gelöscht werden müssten. Unabhängig von die- 
sen Fristen sind die übermittelten Daten zu löschen, sobald 
sie für den Zweck, für den sie übermittelt worden sind, nicht 
mehr erforderlich sind. 

6. Die übermittelnde und die empfangende Stelle stellen sicher, 
dass die Übermittlung und der Empfang der Daten akten- 
kundig gemacht werden. 

7. Die übermittelnde und die empfangende Steile sind ver- 
pflichtet, die übermittelten Daten wirksam gegen unbefugten 
Zugang, unbefugte Veränderung und unbefugte Bekannt- 
gabe zu schützen. 
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Botschaft der Bern, den 29. Januar 2003 

Bundesrepublik Deutschland 


Verbalnote 

Die Botschaft der Bundesrepublik Deutschland beehrt sich, dem Eidgenössischen 
Departement für auswärtige Angelegenheiten unter Bezugnahme auf die heutige Unter- 
zeichnung des Abkommens zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und dem Schweizerischen Bundesrat über Bau und Erhaltung einer Autobahnbrücke über 
den Rhein zwischen Rheinfelden (Baden-Württemberg) und Rheinfelden (Aargau) den 
Abschluss einer Vereinbarung über das Betreten des Hoheitsgebiets der jeweils anderen 
Vertragspartei im Rahmen des zuvor genannten Abkommens sowie künftiger Grenz- 
brückenbau- und Grenzbrückenerhaltungsverträge vorzuschlagen, die folgenden Wort- 
laut haben soll: 

1. Die Vertragsparteien gehen übereinstimmend nach Maßgabe des jeweils geltenden 
innerstaatlichen Rechts davon aus, dass keine Einreise in das Hoheitsgebiet der 
jeweils anderen Vertragspartei vorliegt, solange den Grenzbehörden der anderen Ver- 
tragspartei eine Kontrolle des Aufenthalts möglich bleibt, nachdem das nur vorüber- 
gehende Passieren der Grenzübergangsstelle zur Durchführung der an den Grenzbau- 
werken notwendigen Arbeiten zugelassen wurde. Im Übrigen richtet sich das Betreten 
des Hoheitsgebiets der jeweils anderen Vertragspartei nach dem Abkommen vom 
21. Juni 1999 zwischen der Europäischen Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten 
einerseits und der Schweizerischen Eidgenossenschaft andererseits über die Frei- 
zügigkeit (Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaft Nummer L 114 vom 30. April 
2002) sowie den übrigen anwendbaren Vorschriften über Einreise und Aufenthalt. 

2. Jede Vertragspartei kann diese Vereinbarung mit einer Frist von einem Jahr auf diplo- 
matischem Wege schriftlich kündigen. 

3. Diese Vereinbarung wird in deutscher Sprache geschlossen. 

Falls sich der Schweizerische Bundesrat mit dem Vorschlag der Regierung der Bundes- 
republik Deutschland einverstanden erklärt, werden diese Verbalnote und die das Ein- 
verständnis des Schweizerischen Bundesrates zum Ausdruck bringende Antwortnote 
eine Vereinbarung zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und dem 
Schweizerischen Bundesrat bilden, die mit dem Datum der Antwortnote in Kraft tritt. 

Die Botschaft der Bundesrepublik Deutschland benutzt diesen Anlass, das Eidgenössi- 
sche Departement für auswärtige Angelegenheiten erneut seiner ausgezeichneten Hoch- 
achtung zu versichern. 

An das 

Eidgenössische Departement 
für auswärtige Angelegenheiten 


Bern 
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Eidgenössisches Departement Bern, den 29. Januar 2003 

für auswärtige Angeiegenheiten 


Das Eidgenössische Departement für auswärtige Angeiegenheiten beehrt sich, der Bot- 
schaft der Bundesrepubiik Deutschiand den Empfang ihrer Verbainote vom 29. Januar 
2003 anzuzeigen, weiche foigenden Wortiaut hat: 

(Es folgt der Text der einleitenden Note.) 

Das Departement beehrt sich, der Botschaft mitzuteiien, dass der Schweizerische Bun- 
desrat mit der voriiegenden Regelung einverstanden ist. Die Verbalnote der Botschaft und 
die Antwortnote des Departements bilden eine Vereinbarung zwischen den beiden Regie- 
rungen, die am 29. Januar 2003 in Kraft tritt. 

Das Eidgenössische Departement für auswärtige Angelegenheiten benützt auch diesen 
Anlass, um die Botschaft der Bundesrepublik Deutschland seiner ausgezeichneten Hoch- 
achtung zu versichern. 

Botschaft der 

Bundesrepublik Deutschland 
Bern 
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Denkschrift zum Abkommen 


I. Allgemeines 

Das Abkommen zwischen der Regierung der Bundes- 
republik Deutschland und dem Schweizerischen Bundes- 
rat über Bau und Erhaltung einer Autobahnbrücke über 
den Rhein zwischen Rheinfelden (Baden-Württemberg) 
und Rheinfelden (Aargau) wurde am 29. Januar 2003 in 
Bern unterzeichnet. 

Dieses Abkommen ermöglicht die Errichtung einer Grenz- 
brücke über den Rhein auf deutschem und schweize- 
rischem Hoheitsgebiet als Verbindung des Zubringers 
zur deutschen Autobahn A 861 und der schweizerischen 
Nationalstraße N 3. Die Brücke wird eine weitere leis- 
tungsfähige Verbindung zwischen dem deutschen und 
dem schweizer Autobahnnetz darstellen. Darüber hinaus 
verbessert die Errichtung der Autobahnbrücke die Ver- 
kehrssituation in Rheinfelden erheblich, denn der über- 
regionale Verkehr muss künftig nicht mehr durch die 
Städte Rheinfelden (D) und Rheinfelden (CH) fahren, son- 
dern wird über die - außerörtliche - Autobahnbrücke fah- 
ren können. Auf deutscher Seite wird - zusammen mit 
der Bundesautobahn 98 - dadurch zugleich ein weiterer 
Schritt hin zu einer durchgängigen Hochrheinautobahn 
geschaffen, durch die der Wirtschaftsraum zwischen 
dem Bodensee und Basel aus dem Verkehrsschatten 
heraustreten wird. Der Neubau der Autobahn A 861 ist im 
Bundesverkehrswegeplan als Vordringlicher Bedarf aus- 
gewiesen, die Fertigstellung der Brücke ist für das Jahr 
2005 beabsichtigt. 


II. Besonderes 

Artikel 1 regelt den Gegenstand des Abkommens: 
Bau einer Autobahnbrücke über den Rhein zwischen 
Rheinfelden (Baden-Württemberg) und Rheinfelden 
(Aargau) als Verbindung des Zubringers zur deutschen 
Bundesautobahn A 861 und der schweizerischen Natio- 
nalstraße N 3. 

Artikel 2 enthält die Festlegungen zum Bau der 
Brücke. 

Artikel 3 bestimmt, dass die Bundesrepublik Deutsch- 
land die Bauausführung nach den innerstaatlich gelten- 
den bautechnischen Normen und Vorschriften über- 
nimmt. Die Ausschreibung der Brücke erfolgt nach EG- 
Recht, wobei gegenüber Waren und Dienstleistungen 
schweizerischer Herkunft der Grundsatz der Nichtdiskri- 
minierung und Inländergleichbehandlung gilt. Mit den 
Auftragnehmern ist eine Gewährleistungsfrist von min- 
destens fünf Jahren zugunsten beider Vertragsparteien 
zu vereinbaren. Die Anbindung der Brücke an die Straße 
erfolgt durch die jeweilige Vertragspartei. 

Artikel 4 enthält die Bestimmungen über das Bau- 
recht, den Grunderwerb und die Aufgaben der Vertrags- 
parteien hinsichtlich der hierfür erforderlichen Genehmi- 
gungen und Erlaubnisse. Der Erwerb, die Vermessung 
und die Vermarkung der benötigten Grundstücke erfolgt 
durch jede Vertragspartei auf eigene Kosten. 

Artikel 5 regelt die Abnahme der Brücke und die 
Überwachung der Gewährleistungsfristen. 


Artikel 6 legt fest, dass jede Vertragspartei die Hälfte 
der Kosten für den Bau der Brücke trägt. Die Umsatz- 
steuer wird von der Bundesrepublik Deutschland getra- 
gen. Der Schweizerische Bundesrat erstattet der Bun- 
desrepublik Deutschland die anteiligen Verwaltungskos- 
ten in Höhe von zehn vom Hundert der auf ihn entfallen- 
den Baukosten. Die Mehrkosten für Bau, Erhaltung und 
Finanzierung des Geh- und Radweges zwischen den 
Städten Rheinfelden (CH) und Rheinfelden (D) werden 
separat von den insoweit zuständigen Städten Rheinfel- 
den (D/CH) geregelt und von diesen getragen. 

Artikel 7 regelt die Erstattungsleistungen und die 
Zahlungsmodalitäten. Die Zahlungen erfolgen in schwei- 
zerischer Währung zum Tageskurs. 

Artikel 8 enthält die Bestimmung, dass die Bundes- 
republik Deutschland die Erhaltung übernimmt. Die zu- 
ständigen Behörden der Vertragsparteien führen im Ab- 
stand von sechs Jahren gemeinsame Zustandskontrollen 
an der Brücke und den zugehörigen Anlagen durch. Die 
Kosten für die Erhaltung werden hälftig geteilt und jähr- 
lich abgerechnet. 

Artikel 9 bestimmt insbesondere, dass die am Bau 
und der Erhaltung beteiligten Personen im Rahmen des 
Abkommens vom 21. Juni 1999 zwischen der Europäi- 
schen Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten einerseits 
und der Schweizerischen Eidgenossenschaft anderer- 
seits keine Arbeitsmarktzulassung der anderen Vertrags- 
partei benötigen. Diese Klausel soll auf Gegenseitigkeit 
auch für zukünftige Grenzbrückenbauten im Sinne des 
begleitenden Briefwechsels vom 9. Juni 1978 zum Ver- 
trag vom 9. Juni 1978 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Schweizerischen Eidgenossen- 
schaft über den Autobahnzusammenschluss im Raum 
Basel und Weil am Rhein gelten. 

Artikel 10 enthält steuerliche und zollrechtliche Be- 
stimmungen. Im Zusammenhang mit Bau und Erhaltung 
der Brücke wird das deutsche Umsatzsteuerrecht ange- 
wandt, für diese Umsätze wird keine schweizerische 
Mehrwertsteuer erhoben. 

Artikel 11 regelt die Errichtung der Grenzabfer- 
tigungsanlagen. 

Arti kel 12 bestimmt, dass sich das Datenschutzrecht 
nach den Bestimmungen des Anhangs zu diesem Ab- 
kommen, der Bestandteil desselben ist, richtet. Der Da- 
tenschutz wird unter Beachtung der innerstaatlichen 
Rechtsvorschriften gewährleistet, sofern auf Grund die- 
ses Abkommens nach Maßgabe des innerstaatlichen 
Rechts personenbezogene Daten übermittelt werden. 

Artikel 13 regelt die Gründung und die Aufgaben 
einer aus fünf deutschen und fünf schweizerischen Mit- 
gliedern bestehenden Gemischten Kommission, die sich 
u. a. mit Fragen bezüglich der Abkommensdurchführung 
beschäftigt. 

Artikel 14 enthält das Verfahren bei Meinungsver- 
schiedenheiten über Auslegung oder Anwendung des 
Abkommens. 
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Artikel 15 bestimmt die Geltungsdauer dieses Ab- 
kommens und legt fest, dass es nur im gegenseitigen 
Einvernehmen geändert, ergänzt oder aufgehoben wer- 
den kann. 


Artikel 1 6 legt den Zeitpunkt des Inkrafttretens der 
Bestimmungen dieses Abkommens fest. Die Bestim- 
mungen des Abkommens werden im Interesse einer frü- 
hestmöglichen Verkehrsfreigabe vom Unterzeichnungs- 
datum an vorläufig angewendet. 


Artikel 17 sieht vor, dass die nach Artikel 102 der 
Charta der Vereinten Nationen erforderliche Registrie- 
rung dieses Abkommens von der Bundesrepublik 
Deutschland veranlasst wird. 

Die zeitgleich mit dem Abkommen ausgetauschten 
Verbalnoten enthalten eine Vereinbarung über das 
Betreten des Hoheitsgebietes der jeweils anderen Ver- 
tragspartei im Rahmen dieses Abkommens sowie künfti- 
ger deutsch-schweizerischer Grenzbrückenbau- und 
Grenzbrückenerhaltungsverträge. 




Gesamtherstellung: H. Heenemann GmbH & Co., Buch- und Offsetdruckerei, Bessemerstraße 83-91, 12103 Berlin 
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft mbH, Amsterdamer Str. 192, 50735 Köln, Telefon (02 21) 97 66 83 40, Telefax (02 21) 97 66 83 44 

ISSN 0722-8333 



